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Studentischer Budenzauber
Ob Wohnheim oder Privatvermieter: Studierende kämpfen immer härter um bezahlbare Unterkünfte
Etwa 25 000 Menschen demons-
trierten kürzlich in Berlin gegen den
Mietenwahnsinn. Die Wohnungs-
frage ist eines der elementaren so-
zialen Probleme – auch für Studie-
rende.

Von Philipp Zeitner

60 bis 90 Minuten braucht man mit
der Bahn vom Hagener Hauptbahn-
hof bis zur Heinrich-Heine-Universi-
tät in Düsseldorf. Anderthalb Stun-
den, die Patrick Gregorz drei Semes-
ter lang zweimal täglich gefahren ist.
Der 23-Jährige studiert in Düsseldorf
Sozialwissenschaften. Doch leben,
das konnte er in der nordrhein-west-
fälischen Landeshauptstadt nicht; ei-
ne bezahlbare Wohnung war einfach
nicht zu finden. 10,90 Euro pro
Quadratmeter Kaltmiete, so viel kos-
ten laut dem Immobilienportal im-
mowelt.net kleinere Mietwohnungen
unter 30 Quadratmetern. Nach oben
sind die preislichen Grenzen offen,
gerade im Innenstadtbereich. Ohne
entsprechende finanzielle Unterstüt-
zung der Eltern ist das für Studie-
rende kaum zu bewältigen, liegt die
BAföG-Wohnpauschale doch bei ge-
rade einmal 250 Euro im Monat. »Ge-
rade Studierende, die aus Arbeiter-
familien kommen, haben es in Düs-
seldorf schwer«, sagt Patrick.
Dass er und andere Studierende

sich überhaupt dem harten Konkur-
renzkampf auf dem privaten Woh-
nungsmarkt aussetzen müssen, liegt
an der mangelnden Versorgung mit
Wohnheimen. So studieren im Ein-
zugsbereich des Studierendenwerkes
Düsseldorf 68 000 Menschen, allein
in der Landeshauptstadt 8000. Ihnen
stehen in 25 Anlagen nur 4000 Plät-
ze zur Verfügung und diese sind heiß
begehrt. Es gibt zwar einige Notun-
terkünfte, in denen Studierende in
Schlafsälen übernachten, doch auch
diese decken bei weitem nicht den
Bedarf.
Die Deutschen Studentenwerke

(DSW) sind sich des Problems durch-
aus bewusst und fordern deshalb ei-
ne deutliche Erhöhung der Förder-
gelder von Bund und Ländern. Doch
bisher ist das Gegenteil der Fall. »Die
bundesweite Versorgungsquote von
staatlich geförderten Wohnheimplät-
zen in Relation zur Zahl der Studie-
renden ist seit 2008 von 12,13 Pro-
zent kontinuierlich auf 9,62 Prozent
im Jahr 2017 gesunken«, sagt Petra
Nau vom DSW. Deshalb würden die
bisherigen Maßnahmen längst nicht
ausreichen, um dem steigenden Be-
darf gerecht zu werden. Dass dieser
besteht, zeigt sich deutlich an den
langen Wartelisten für die Wohnhei-
me. Im Wintersemester 2017/18 hat-
ten sich darauf 1400 Studierende im
Hamburg, 1600 in Köln und sogar
über 10 000 in München eintragen
lassen.
Um die bestehenden preiswerten

Wohnmöglichkeiten zu erhalten, ha-
ben die Studierendenwerke einen In-
vestitionsbedarf von 1,3 Milliarden
Euro für die kommenden vier Jahre
errechnet. Das entspricht einem not-
wendigen Zuschussvolumen von 650
Millionen Euro. Das erwartungsge-
mäß hoch bleibende Niveau der Stu-
dierendenzahlen erfordert jedoch
auch Schaffung von zusätzlichem
Wohnraumangebot. Etwa 25 000
neue bezahlbare Wohnheimplätze
müssten geschaffen werden, was ein
zusätzliches Investitionsvolumen von
zwei Milliarden Euro bedeutet und
einen staatlichen Zuschuss von min-
destens 800 Millionen Euro.
Konkret verlangen die Studenten-

werke von Bund und Ländern zu-
sätzlich zum Hochschulpakt, der hel-
fen soll, die höheren Zahlen an Stu-
dierenden zu bewältigen, einen
Hochschulsozialpakt, speziell für den
Erhalt und den Ausbau der Wohn-
heime der Studierendenwerke. Diese
wollen damit neuen und bezahlba-
ren Wohnraum zur Verfügung stel-
len, »der sich an der BAföG-Wohn-
bedarfspauschale orientiert«, sagt
Petra Nau.
Nicole Gohlke, hochschulpoliti-

sche Sprecherin der LINKE-Bundes-
tagsfraktion, schließt sich der Forde-
rung der DSW nach einer Erweite-
rung des Hochschulpakts an. Sie sieht
insgesamt »gravierende Unterlas-
sungsfehler« in der Wohnungsbau-
politik von Bund und Ländern. »Die
jetzige Krise war lange vorhersehbar

und hätte verhindert werden könn-
ten«, fügt sie an.
Neben der Erweiterung des Hoch-

schulpakts fordert die Linkspoliti-
kerin auch, dass einigen Studieren-
denwerken das Recht eingeräumt
wird, eigenständig Kredite aufzuneh-
men. »Wir sollten die Niedrigzins-
phase nutzen, um öffentliche Inves-
titionen zu tätigen«, meint Gohlke.
Den Kommunen müsse bei Grund-
stücken, die im Besitz des Bundes
sind, außerdem ein preislimitiertes
Vorkaufsrecht eingeräumt werden,
um günstige Neubauten zu ermögli-
chen. »In jedem Fall darf kein weite-
rer öffentlicher Raum privatisiert
werden.«
Um den wenigen bezahlbaren

Wohnraum ist ein harter Konkur-
renzkampf entbrannt. So auch zwi-
schen Studierenden und vielen an-
deren Gruppen, die wenig Einkom-
men beziehen. Die Einkommenssitu-
ation und der Wohnraummangel sind
eng miteinander verbunden.
Im vergangenen Jahr legte die ge-

werkschaftsnahe Hans-Böckler-Stif-
tung eine Studie vor, die aufzeigt,
dass gerade Menschen mit geringem
Einkommenhäufig zu viel Geld für die
Miete ausgeben müssen. Demnach
gehen bei 40 Prozent der Einwohner
in Großstädten mehr als 30 Prozent
ihrer finanziellen Mittel allein für
Mietkosten drauf. Aufwendungen von
über 30 Prozent gelten als proble-
matisch, weil dann zu wenig Geld für
die sonstige Lebensführung übrig-
bleibt. Die Studie zeigt, dass zu die-

sen 40 Prozent gerade Haushalte ge-
hören, in denen das Einkommen pro
Person bei nur rund 650 Euro liegt.
Und:GeringverdienerInnen sind noch
im Glück, wenn sie überhaupt eine
Bleibe gefunden haben. In den 77
Deutschen Großstädten – die häufig
auch Universitätsstädte sind – fehlen
1,9 Millionen bezahlbare Wohnun-
gen.
Um den wütenden Konkurrenz-

kampf abzumildern, schlägt die Bun-
destagsabgeordnete Gohlke neue Ko-
operationen zwischen Kommunen
und Studierendenwerken vor, die sich
die Bauträgerschaft teilen könnten.
Ihr schwebt »eine Art Mehrgenerati-
onenhaus für Studierende, junge Fa-
milien, Seniorinnen und Senioren,
mit und ohne Migrationsgeschichte«
vor. »Wir würden nicht die verschie-
denen Gruppen gegeneinander aus-
spielen, sondern in gemeinsamen
Projekten und Wohnformen zusam-
menbringen«, sagt Gohlke. Dabei
müsse unbedingt öffentlich vor pri-
vat stehen: »Der Markt wird das Prob-
lem nicht lösen.«
Für die Politik ist die Wohnraum-

frage eine der großen sozialen Fra-
gen unserer Zeit. Gohlke sieht sie als
ein gewaltiges Problem an. Ein Prob-
lem, »das die Ungerechtigkeit und
Härte des Kapitalismus spürbar
macht«.
Auch im westfälischen Münster

spürt man diese Härte. Münster gilt,
neben seinem Ruf als Fahrradstadt,
auch als Studierendenparadies. Et-
was mehr als 300 000 EinwohnerIn-

nen leben hier, und an der Westfäli-
schen Wilhelms-Universität studie-
ren 45 000 Menschen. Auch Robert
Dietrich lebt und studiert hier und hat
die Härte des Konkurrenzkampfes um
Wohnraum erleben müssen. Nach ei-
ner Zeit in Berlin, in der er von Zwi-
schenmiete zu Zwischenmiete, von
Sofa zu Sofa ziehen musste, um ein
Dach über dem Kopf zu haben, be-
gann er ein Studium in Münster, wo
er nach langer Suche schließlich eine
Bleibe fand.
An der Wilhelms-Universität be-

treut Dietrich das Referat für finan-
ziell und kulturell benachteiligte Stu-
dierende, kurz fikuS. Dort werden
Studierende mit geringen finanziel-
len Möglichkeiten beraten, häufig
Studierende aus Arbeiterfamilien.
Denn gerade diese haben es

schwer, eine Wohnung oder ein WG-
Zimmer zu finden. Da auch in Müns-
ter die Wartelisten für die Wohnhei-
me lang sind, bildet der private Woh-
nungsmarkt häufig die einzige (und
oft genug unbezahlbare) Alternative.
Dietrich hat einige Menschen ken-
nengelernt, die ihr Studium deshalb
abbrechen mussten. »Wer keine
Bürgschaft der Eltern oder finanziel-
le Rückendeckunghat, kannnichtmal
eben eine Kaution von 1000 Euro
zahlen und billige Einbauküchen
überteuert abkaufen«, sagt Dietrich.
Ohne bezahlbaren Wohnraum sei-

en weniger Privilegierte von einem
Grundrecht abgeschnitten. »Würde es
in Nordrhein-Westfalen das Semes-
terticket, mit dem man den gesam-

ten Regionalverkehr nutzen kann,
nicht geben, wären noch mehr Ar-
beiterkinder vom Studium in Müns-
ter ausgeschlossen«, ergänzt Diet-
rich. Denn viele Studierende aus ganz
NRW müssen zur Uni pendeln. Die
Wohnraumknappheit führe so zu
weiteren sozialen Selektionsmecha-
nismen. »Die Privilegierten können
weiterhin machen was sie wollen, der
Rest muss auf Plan B und C auswei-
chen oder das Studium ad acta le-
gen.«
Neben dem Ausschluss von weni-

ger finanzkräftigen jungen Menschen
wirkt das Wohnraumproblem sich
auch auf Lebensbereiche junger Men-
schen, die nicht von Zahlen erfasst
werden. Gerade StudienanfängerIn-
nen müssen auf Selbstständigkeit
verzichten. Auf ihre erste eigene
Wohnung und die Erfahrungen, die
damit einhergehen. Wer sich doch ei-
ne Wohnung leisten kann, in dem er
den Großteil seiner Zeit mit Neben-
jobs verbringt, muss nicht nur das
Studium schleifen lassen, sondern
auch soziale Betätigungen, politi-
sches Engagement oder schlicht die
Freizeitgestaltung hintanstellen.
Dann fehlt plötzlich nicht mehr nur
das Geld, sondern auch noch die Zeit.
Der Leipziger Student Henning

Behrends nutzt seine Zeit für politi-
sches und soziales Engagement. In
der sächsischen Metropole sieht die
Situation noch etwas anders aus. Die
Mietpreise liegen im Schnitt deutlich
unter denen in anderen Groß- und
Universitätsstädten wie München,
Berlin oder Frankfurt, Düsseldorf
oder Münster. Der durchschnittliche
Preis für einen Quadratmeter liegt bei
etwa sechs Euro, auch wenn die Miet-
kostenbelastung etwa 35 Prozent des
Einkommens ausmacht.
Auch hier sind Verdrängungs- und

Gentrifizierungsprozesse im Gang.
Doch im öffentlichen Diskurs wird
dem erst seit kurzer Zeit vermehrt Be-
achtung schenkt, da es noch recht
lange vergleichsweise günstige Woh-
nungen gab.
Behrends hat im Januar 2017 mit

anderen einen Miettreff ins Leben ge-
rufen. Hervorgegangen ist der Treff
aus einer Kombination aus Stadtteil-
laden und der Ortsgruppe der Inter-
ventionistischen Linken. In den
Stadtteilladen kamen mit der Zeit im-
mer mehr Menschen mit Mietprob-
lemen und daraus entstand die Idee,
dafür eine gesonderte Anlaufstelle
anzubieten. Seitdem können sich ein-
mal im Monat alle mit einem Anlie-
gen rund ums Thema Wohnen zu-
sammenfinden. Sei es eine plötzliche
Kündigung, falsche Nebenkostenab-
rechnungen oder sonstige Repressi-
onen der VermieterInnen. Gemein-
sam schauen die MieterInnen dann
wo das Problem liegt, geben Tipps,
beraten und unterstützen einander.
Auch ein angehender Jurist gehört
dazu. »Der bringt natürlich ein biss-
chen Expertise in die Runde, doch im
Prinzip ist das Ziel: Mieter helfen
Mietern«, sagt Behrends.
Etwa 70 Prozent der Teilnehmen-

den studieren und müssen der sozi-
alen Verdrängung verstärkt Paroli
bieten. Luxussanierungen und Miet-
steigerungen werden immer häufi-
ger. »Aktuell decken die meisten Fi-
nanzierungsmodelle für Studierende,
etwa BAföG oder Stipendien, die
Miete noch.« Doch das ändert sich.
Leipzig wird hin und wieder als

»das neue Berlin« bezeichnet. »Leip-
zig hat ein neues Image. Gerade
kunstaffine und hippe Leute ziehen
her«, sagt Behrends. Darunter eben
auch viele Studierende. Doch diese
seien nicht das Problemund schon gar
nicht die Ursache der Gentrifizie-
rung, betont er: »Studis finden ver-
mehrt keine Wohnung. Es sind die
HausbesitzerInnen, die gentrifizie-
ren.«
Vor sieben Jahren, als Behrends

zum Studium nach Leipzig ging, »ha-
ben die VermieterInnen noch richtig
um einen gebuhlt, da wurden einem
zwei bis drei Monate mietfrei ange-
boten, wenn man eingezogen ist«, er-
innert er sich. Mittlerweile gibt es in
den Groß- und Universitätsstädten
des gesamten Bundesgebietes einen
gegenteiligen Trend. Die Mieten ex-
plodieren, der Markt ist völlig über-
hitzt. Darunter haben gerade Gering-
verdienerInnen zu leiden. Und zu
diesen gehören auch die Studieren-
den.

Zahlen und Fakten
} 2,8 Millionen Menschen studierten in Deutschland im
Wintersemester 2017/2018. Das waren so viele wie noch
nie. Etwas mehr als eine halbe Million zählte zum Erstse-
mester.

} 325 Euro geben Studierende im Schnitt als Monatsmiete
aus. Das sind gut 40 Prozent ihres Einkommens, wie eine
Studie des Immobilienunternehmens CBRE und der
Deutschen Kreditbank ergab.

} Studentenappartments im Wert von mehr als einer hal-
ben Milliarde Euro wurden in Deutschland im vergange-
nen Jahr verkauft, berichtete jüngst das »Handelsblatt«.

Tendenz steigend: Dieser Wert wurde allein im Januar
2018 schon fast erreicht.

} Am stärksten sind in letzter Zeit die Mieten für studenti-
schen Wohnraum in Berlin angestiegen. Das ermittelte
das Portal wg-suche.de bei einem Vergleich von 160
deutschen Städten, in denen es Hochschulen oder Uni-
versitäten gibt. Im Vergleich zum Vorjahr gingen die
Mietpreise in Berlin um sechs Prozent nach oben, im
Vergleich zu 2011 um 39 Prozent. Gemessen in absolu-
ten Zahlen hat die Hauptstadt das obere Mittelfeld er-
reicht. Am teuersten ist immer noch München.
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Als Henning Behrends
vor sieben Jahren zum
Studium nach Leipzig
ging, »haben die Ver-
mieterInnen noch richtig
um einen gebuhlt, da
wurden einem zwei bis
drei Monate mietfrei
angeboten, wenn man
eingezogen ist«. Mittler-
weile gibt es in Groß-
und Universitätsstädten
einen gegenteiligen
Trend. Die Mieten
explodieren, der Markt
ist völlig überhitzt.

Leben trotz Studium?!

Studieren – das ist nicht nur Wis-
senserwerb, Vorbereitung auf den
Beruf, ein neuer Lebensabschnitt.
Es ist auch ein großer Crashtest,
denn alles muss neu sortiert wer-
den. Wie finden Studierende eine
bezahlbare Wohnung? Wer finan-
ziert ihre Ausbildung? Wie machen
ihnen Stress und Leistungsdruck zu
schaffen? Was bedeutet es, zu stu-
dieren und gleichzeitig ein Kind
großzuziehen? Wie geht es dem
universitären Prekariat, das einen
erheblichen Teil der Hochschul-
ausbildung trägt? Wie sind die
Jobaussichten nach dem Ab-
schluss? Diesen und anderen Fra-
gen gehen wir in einer nd-Serie
nach – ab jetzt jeden Mittwoch.
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